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FINANZPOLITIK

Wolfgang Klauder

Mit Nachfragepolitik gegen Konjunktur-
flaute und drohende Weltwirtschaftskrise?

Angesichts der äußerst labilen Weltwirtschaftslage wird vermehrt vorgeschlagen,
bereits beschlossene Steuerreformschritte und geplante Infrastrukturinvestitionen zeitlich

vorzuziehen. Eine finanzpolitische Konjunktursteuerung stößt indessen verbreitet auf
Ablehnung. Sind die Vorbehalte gegenüber nachfragepolitischen Akzenten in der Finanz-

politik berechtigt?

| m Gefolge der derzeitigen weltweiten Konjunkturab-
H Schwächung ist auch die überwiegend vom Export
getragene deutsche Konjunktur eingebrochen. Auf-
grund der jüngsten Terroranschläge ist sogar eine
Weltwirtschaftsrezession nicht mehr auszuschließen.
Aber selbst im Aufschwungjahr 2000 hatte die seit
Mitte der 70er Jahre von Rezession zu Rezession so-
wie im Zuge der Wiedervereinigung gestiegene Ar-
beitslosenzahl kaum verringert werden können1.

Bereits seit längerem gehört die Bundesrepublik bei
Wirtschafts- und Beschäftigungswachstum zu den
Schlusslichtern unter den Industrieländern, obgleich
alle Länder seit den 70er Jahren einschneidende Ver-
änderungen insbesondere der technologischen, demo-
graphischen und internationalen Rahmenbedingungen
des Wirtschaftens zu bewältigen haben, die Bundesre-
publik allerdings zusätzlich die Integration Ostdeutsch-
lands. Immer wieder erweist sich in der Bundesrepublik
die Binnenkonjunktur als zu schwach oder zu kurzlebig,
um einen nachhaltigen kräftigen Aufschwung zu. errei-
chen, wie er zu einem deutlichen Abbau der Unterbe-
schäftigung nötig wäre. Inwieweit ist diese Entwicklung
der Wirtschaftspolitik anzulasten?

Auf die Herausforderungen der letzten Jahrzehnte
wurde in der Bundesrepublik nacheinander mit sehr
unterschiedlichen Politikmustern reagiert. So bildete
in der Wirtschaftspolitik von 1966 bis 1982 die Nach-
fragepolitik (Globalsteuerung der Nachfrage mittels
antizyklischer Finanzpolitik) die herrschende Doktrin,
nach 1982 die Angebotspolitik (Verbesserung der
Rahmenbedingungen für den Wachstumsprozess).
Seit Maastricht und dem Europäischen Stabilitäts-
und Wachstumspakt dominiert die Konsolidierung
des Staatshaushaltes. Die meisten Ökonomen und
Wirtschaftsexperten plädieren zwar schon lange für
bessere Angebotsbedingungen des Wirtschaftens,
insbesondere für einen flexibleren und differenzierte-
ren Arbeitsmarkt, moderate Lohnerhöhungen und

Dr. Wolfgang Klauder, 69, war als Leitender Wis-
senschaftlicher Direktor Bereichsleiter im Institut
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) der
Bundesanstalt für Arbeit in Nürnberg.

niedrigere Staats- und Abgabenquoten2. Jedoch set-
zen sich seit dem Anstieg der Arbeitslosigkeit oft im-
mer wieder beharrende, defensive, reglementierende
Politikstrategien durch. Auch der soeben vorgelegte
Bericht der „Benchmarking-Gruppe" des „Bündnis für
Arbeit" belegt einen enormen Stau an Strukturrefor-
men3. Relativ wenig beachtet werden seit den 80er
Jahren dagegen die gesamtwirtschaftlichen Nachfra-
geeffekte der Finanzpolitik4.

Erstmals seit 20 Jahren wird derzeit aber der Ruf
wieder lauter, die Binnenkonjunktur müsse zur Über-
windung der Rezessionsgefahren und der anhalten-
den Wachstums- und Beschäftigungsschwäche auch
mit-finanzpolitischen Maßnahmen angekurbelt wer-
den. Im Mittelpunkt stehen dabei die Vorschläge, die
binnenwirtschaftlichen Auftriebskräfte und Freiräume
durch sofortige Steuersenkungen und Steuervereinfa-
chungen nachhaltig zu stärken, zumindest die bereits
beschlossenen Steuerreformstufen 2003 und 2005
auf 2002 vorzuziehen.

Wegen der beträchtlichen Infrastrukturdefizite und
der schrumpfenden Bauwirtschaft mehren sich ferner
die Stimmen, die ebenfalls für ein Vorziehen ohnehin
geplanter und dringend erforderlicher Infrastrukturin-
vestitionen votieren. In der derzeitigen weltweiten Kri-
sensituation fordert soeben die Deutsche Bank zur
Stützung der Konjunktur sogar - im Rahmen einer
konzertierten Aktion - zusätzliche öffentliche Infra-

1 Zählt man zu den 3,9 Mill. Arbeitslosen dieses Jahres die Personen
hinzu, die sich in arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen, in der Stillen
Reserve und im vorzeitigen Ruhestand befinden, und addiert die von
Subventionen abhängigen Arbeitsplätze, so dürften in Deutschland
derzeit sogar um die 10 Mill. wettbewerbsfähige reguläre Arbeitsplät-
ze fehlen.
2 Vgl. dazu insbesondere die laufenden Jahresgutachten des Sach-
verständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung (in folgenden zitiert als „Sachverständigenrat"). Dieser legte
bereits im Jahresgutachten 1976/77 (Ziffer 303 ff.) ein Konzept für
eine angebotsorientierte Wirtschaftspolitik vor.
3 Werner E i c h h o r s t , Stefan P r o f i t , Eric T h o d e : Benchmar-
king Deutschland - Arbeitsmarkt und Beschäftigung, Berlin u:a.O.
2001.
4 Eine auch die Finanzpolitik einbeziehende ausführliche Ursachen-
analyse der deutschen Beschäftigungsmisere der letzten 25 Jahre
enthält Wolfgang K l a u d e r : Arbeit, Arbeit, Arbeit - Mit offensiven
Strategien zu mehr Beschäftigung, Zürich, Osnabrück, 1999.
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Strukturinvestitionen in zweistelliger Euro-Milliarden-
höhe5. Die verschiedenen Vorschläge entsprechen in-
haltlich zweifellos angebotspolitischen Vorstellungen,
ihre Realisierung in der-Konjunkturflaute und ihre Vor-
finanzierung durch höhere Schulden aber gleichzeitig
auch dem antizyklischen nachfragepolitischen An-
satz.

Verbreitete Ablehnung

Staatliche Nachfragepolitik stößt indes nach wie
vor auf verbreitete Ablehnung. Diese wird vor allem
mit den Erfahrungen während der sozial-liberalen Re-
gierungsära begründet, als zwischen 1973 und 1982
trotz etlicher Konjunkturprogramme die Zahl der Ar-
beitslosen von 270000 auf 1,8 Mill. anstieg und sich
die Staatsschuld vervierfachte. Verwiesen wird auch
auf die Transferleistungen für Ostdeutschland. Diese
seien ein riesiges Konjunkturprogramm für West-
deutschland gewesen, das aber in der Rezession von
1993 verpuffte. Verwiesen wird ferner auf Japan, das
seine Wachstumsschwäche bisher nicht überwinden
konnte, obgleich es von 1992 bis 1998 insgesamt so-
gar 1200 Mrd. DM für Konjunkturprogramme auf-
wandte.

Kreditfinanzierte Konjunkturprogramme würden
folglich nur schuldentreibende Strohfeuer entfachen,
die die Konsolidierung des Staatshaushalts gefährden
und durch die steigende Zinslast die Handlungsfähig-
keit des Staates immer mehr einschränken sowie die
Steuerbelastung der Bürger in die Höhe treiben. Die
nachrückenden Generationen würden belastet und
das Vertrauen der Wirtschafts- und Finanzwelt er-
schüttert mit der Folge von Kapitalflucht und
Währungsabwertung. Private Kreditnehmer würden
verdrängt. Ein merklich höheres Staatsdefizit würde
außerdem den EWWU-Vereinbarungen widerspre-
chen. Ferner lasse sich die Konjunktur in einer Zeit of-
fener Märkte nicht mehr über nationale Finanzpolitik
steuern. Zudem läge keine Rezession vor, Investiti-
onsschwäche und verhärtete strukturelle Arbeitslosig-
keit könnten nicht mit Nachfragepolitik bekämpft wer-
den, Beschäftigungsmöglichkeiten müssten vielmehr
über neue und bessere Güter geschaffen werden.

Der Sachverständigenrat hält es zwar - wie auch
viele andere Ökonomen - immerhin im Prinzip für
sinnvoll, rein konjunkturell bedingte Haushaltsdefizite
hinzunehmen und konjunkturelle Überschüsse zum
Schuldenabbau zu verwenden, betont aber die Um-
setzungsprobleme einer antizyklischen Politik und be-
schränkt , eine aktive Stabilisierungspolitik bislang
praktisch auf den Fall einer eindeutig auf Nachfrage-
mangel beruhenden Störung oder Rezession6.

5 Handelsblatt.com, 28.9.2001.
6 Vgl. z.B. Sachverständigenrat: Jahresgutachten 1997/98, Ziff. 296-
301, Jahresgutachten 1998/99, Ziff. 295-298, Jahresgutachten
1999/2000, Ziff. 232.

Ist es indessen gerechtfertigt, eine finanzpolitische
Konjunkturstimulierung auf eine Rezession zu be-
schränken oder gar in Bausch und Bogen zu verdam-
men? Immerhin lässt sich der Erfolg des 1967 von den
Ministern Schiller und Strauß entworfenen Konjunk-
turprogramms zur Überwindung der damaligen Re-
zession nicht leugnen. Aber auch mit dem „Strohfeu-
er"-Vorwurf wird im Grunde ja nicht bestritten, dass
Steuersenkungen und Ausgabenerhöhungen für sich
allein betrachtet zunächst sehr wohl Wirtschafts- und
Beschäftigungswachstum anregen, also Multiplikator-
effekte entfalten. Bestritten wird jedoch die gesamt-
wirtschaftliche Effizienz, insbesondere die Nachhaltig-
keit. Welche Voraussetzungen sind hierfür unerläss-
lich, wurden sie immer genügend beachtet?

Konterkarierung vermeiden

Erstens darf der Staat seine expansiven Maßnah-
men nicht selbst durch gegenteilige Maßnahmen an
anderer Stelle zu sehr oder zu früh oder sogar gleich-
zeitig konterkarieren. Denn für die Wirkung des
Staatshaushaltes im volkswirtschaftlichen Kreislauf ist
entscheidend, wie sich die inlandswirksamen staatli-
chen Einnahmen und Ausgaben insgesamt aufgrund
der ergriffenen Maßnahmen ändern.

So gelang es in der Rezession von 1975, mit zwei
Konjunkturprogrammen (Investitionszulagen und
Bau Investitionen) im Umfang von 12 Mrd. DM sowie
einer schon lange vorbereiteten und terminlich opti-
mal 1975 in Kraft tretenden Einkommensteuersen-
kung (1975 fast 14 Mrd. DM) den Anstoß zu einem
recht kräftigen Wirtschaftswachstum (real 5,3%) im
Jahre 1976 zu geben. Jedoch wurde bereits im Herbst
1975, als der konjunkturelle Tiefpunkt gerade über-
schritten war und sich rezessionsbedingt ein Rekord-
defizit im Haushalt abzeichnete, ein Haushaltsstruk-
turgesetz verabschiedet. Es sah für die Jahre 1976 bis
1979 massive Ausgabenkürzungen in Höhe von 44
Mrd. DM vor und führte zu einem schnellen Rückgang
der öffentlichen Investitionsaufträge. Da sich zugleich
auch die Auslandsnachfrage abschwächte, erschlaff-
te der gerade einsetzende Aufschwung, bevor er auf
den Arbeitsmarkt hatte durchschlagen können. Selbst
der Sachverständigenrat räumte damals die Wirksam-
keit der restriktiven Finanzpolitik mit den Worten ein:
„Im nachhinein gesehen waren die Impulse der öffent-
lichen Haushalte weniger stark, als der konjunkturel-
len Entwicklung förderlich gewesen wäre."7

Daraufhin vollzog die Finanzpolitik erneut eine
Kehrtwende - mit dem Zukunftsinvestitionsprogramm
von 1977 (in Höhe von 14 Mrd. DM bis 1981) und dem
Nachfragestärkungsprogramm von 1978 (in Höhe von
12 Mrd. DM für die Jahre 1979 und 1980) und mit

7 Vgl. Sachverständigenrat: Jahresgutachten 1977/78, Ziff. 21*.
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Steuerentlastungen von insgesamt 24 Mrd. DM. Das
Zukunftsinvestitionsprogramm bildete allerdings nur
ein Gegengewicht zu den inzwischen erfolgten Inves-
titionskürzungen der Gebietskörperschaften8. Offen-
sichtlich trugen die Maßnahmen aber maßgeblich zur
Wiederbeschleunigung des Wirtschaftswachstums
1978 und 1979 auf schließlich 4,2% bei. Und immer-
hin konnte dadurch der Beschäftigungseinbruch der
Jahre 1974 bis 1976 in Höhe von 1,2 Mill. bis 1980
fast vollständig ausgeglichen werden. Wäre nicht das
Erwerbspersonenpotential seit 1974 aufgrund stark
besetzter Nachwuchsjahrgänge und zunehmender
Frauenerwerbstätigkeit in etwa gleichem Umfang ge-
stiegen, hätte 1980 wieder Vollbeschäftigung ge-
herrscht. Dies wird bei der Beurteilung der Nachfrage-
politik dieser Jahre häufig übersehen9.

Als sich dann im Gefolge der neuen Ölpreiskrise
1980 die Konjunktur erneut abschwächte, reagierte
die Bundesregierung angesichts des Haushaltsdefi-
zits nur noch mit einigen kleineren Sonderprogram-
men, deren größtes für die Jahre 1982 bis 1985 ins-
gesamt 20 Mrd. DM vorsah. Fast gleichzeitig wurden
jedoch für 1982 bis 1985 Ausgabenkürzungen von
rund 70 Mrd. DM und Steuererhöhungen von 30 Mrd.
DM beschlossen sowie Länder und Gemeinden zu
weiteren Einsparungen aufgerufen. Anders als im
Herbst 1975 geschah das mitten in einer massiven
konjunkturellen Abschwungphase. Es kann daher
nicht überraschen, das sich der Abschwung 1982
fortsetzte und die Arbeitslosenzahl gegen Ende 1982
erstmalig die 2-Millionen-Grenzeüberschritt. „Redlich
zwar, vergaßen sie nun aus lauter Angst die
Keynes'sche Lehre."10 Auch nach den Berechnungen
des DIW kam es in der sozial-liberalen Ära nur in den
Rezessionsjahren 1974 und 1975 zu einem massiven
Nachfragestoß des Staates, dem jedoch bereits 1976
ein starker kontraktiver Impuls folgte11.

Ausreichende Dimensionierung notwendig

Zweitens müssen Steuer- oder Ausgaben-Änderun-
gen zur Konjunkturankurbelung von vornherein so
groß dimensioniert sein, dass Wirtschaft und Bürger
deren positive Wirkung nicht in Zweifel ziehen. Zu
kleine Programme drohen dagegen zu versickern,
selbst wenn sie später aufgestockt oder ergänzt wer-
den. Kleine Programme in großer Zahl bringen
schließlich das ganze Konzept in Misskredit. Immerhin
lassen sich von 1967 bis 1982 insgesamt 36 zeitlich
begrenzte Eingriffe in den Wirtschaftskreislauf mit
primär konjunktur- oder wachstumspolitischer Be-
gründung nachweisen12. Davon konnten jedoch nur
ganz wenige der Devise „klotzen statt kleckern"
annähernd gerecht werden. Die meisten waren zu
schwach dimensioniert, um mehr zu sein als eine Be-
ruhigungspille oder begrenzte Strukturhilfe.

Effizienter dürfte sein, Haushaltsaufstellungen von
vornherein mittelfristig auszurichten, konjunkturbe-

dingte Schwankungen der jährlichen Einnahmen und
Ausgäben hinzunehmen sowie die im Rahmen einer
mittelfristigen Finanzplanung ohnehin vorgesehenen
Projekte wie z.B. größere Steuerreformschritte und
dringende Infrastrukturvorhaben flexibel auf konjunk-
turpolitisch günstige Zeitpunkte zu terminieren. Ferner
spricht einiges dafür, dass eine einmalige massive
Steuersenkung, die von Bürgern und Wirtschaft als
Befreiungsschlag wahrgenommen wird, stärkere Auf-
triebskräfte freisetzt als ein schrittweiser und dadurch
außerdem immer mit einer Restunsicherheit behafte-
ter Steuerabbau. Auch der Selbstfinanzierungsgrad
könnte merklich höher ausfallen, als sich aus der Ver-
gangenheit ableiten lässt.

Abstimmung mit der Lohnpolitik erforderlich

Als dritter unerlässlicher Voraussetzung für eine
nachhaltige Wirkung finanzpolitischer Konjunktur-
steuerung bedarf es einer Abstimmung mit anderen
gewichtigen Politikbereichen, insbesondere mit der
Lohnpolitik. Bereits im Stabilitäts- und Wachstumsge-
setz (StWG) von 1967 hatte der Gesetzgeber diese
Notwendigkeit erkannt. Allerdings verlor die damals
einberufene konzertierte Aktion rasch an Bedeutung,
eine Gefahr, die auch dem derzeitigen „Bündnis für
Arbeit" droht. Besonders in den 70er Jahren, aber
auch in den späteren Boomphasen vor den Rezessio-
nen von 1982 und 1993 überstiegen die Lohner-
höhungen bei weitem den Produktivitätsfortschritt.

Begründet werden solche Lohnzuwächse zumeist
mit dem Recht der Arbeitnehmer auf zusätzlichen In-
flationsausgleich, auf Teilhabe an der Gewinnsteige-
rung oder auf einen höheren Anteil am Volkseinkom-
men oder auch, mit der Stärkung der allgemeinen
Kaufkraft. Diese ^ Begründungen unterliegen jedoch
der monetären Illusion. Sie übersehen, dass jede über
den realen Produktivitätsfortschritt hinausgehende Er-
höhung der Arbeitskosten aus Löhnen und Sozialab-
gaben nun mal die Lohnstückkosten steigert. Diesen
Kostenanstieg versuchen dann die Arbeitgeber - je
nach Markt- und Konjunkturlage -zumeist über höhe-
re Preise oder Rationalisierungen aufzufangen. Ten-

8 Vgl. ebenda, Ziff. 15*, 148.
9 Hierzu verführt unter Ökonomen auch das Okunsche Gesetz, wel-
ches das Wirtschaftswachstum direkt mit der Arbeitslosigkeit ver-
knüpft, obgleich ersteres direkt nur die Beschäftigung beeinflusst.
10Gerd B u c e r i u s : Jetzt schlägt die Stunde des Staates, in: Die
Zeit Nr. 50/10.12.1982.
11 Vgl. Gustav A. H ö r n , Wolfgang S c h e r e m e t (Bearb.): Erfolgrei-
che Konsolidierung des amerikanischen Staatshaushalts - ein Bei-
spiel für Europa?, in: DIW-Wochenbericht 12/1999, S. 232.
12 Einen Überblick geben der zeitweilige BMF-Staatssekretär Friedrich
Voss : Die vielen Konjunkturprogramme der vergangenen Jahre
haben die Verhaltensweisen pervertiert, in: Handelsblatt Nr.
197/14.10.1985; ferner Wolfgang L e r c h : Die Finanzpolitik seit 1974
und einige aktuelle Schlußfolgerungen, in: WSI-Mitteilungen 1/1982,
S. 7-15.
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denziell generiert daher eine expansive Lohnpolitik ih-
rerseits Preissteigerungen bzw. zementiert die einkal-
kulierte Inflationsrate oder führt zu Entlassungen. Bei-
des schadet letztlich den Arbeitnehmern.

Die Kaufkraft- und Anteilsargumente sind allerdings
im Falle von hinter dem Produktivitätsfortschritt
zurückbleibenden Lohnanhebungen zu beachten.
Denn zu den die Lohnzurückhaltung kompensieren-
den Mehreinstellungen kann es in der Regel nur kom-
men, wenn entweder über auch nach unten flexible
Preise der reale Absatz angeregt wird oder wenn an-
dere Nachfragekomponenten entsprechend wachsen
und der Staat direkt oder indirekt für das dazu nötige
Expansionsklima sorgt. Diese Zusammenhänge un-
terstreichen die Notwendigkeit eines „Bündnis für Ar-
beit".

Wird die Preisstabilität gefährdet, tritt schließlich
die primär der Preisstabilität verpflichtete Zentralbank
auf die Zinsbremse. Dieser Zusammenhang war eine
wesentliche Mitursache für die tiefen Beschäftigungs-
einbrüche um 1975, 1982 und auch 1993. Während
der sozial-liberalen Ära nötigten exzessive Preis- und
Lohnerhöhungen die bereits außenwirtschaftlich stark
geforderte Notenbank sogar über mehrere Jahre zu
einer ausgesprochenen Hochzinspolitik. Stark stei-
gende Personalkosten, Preise und Zinsen engten
zwangsläufig den Spielraum und die Akzeptanz für ei-
ne Fiskalpolitik des „deficit-spending" immer mehr
ein.

Von Einfluss auf die Bewertung der Lohn- und Preis-
entwicklung während der sozial-liberalen Ära dürfte
auch die 1958 formulierte „Phillips-Relation" gewesen
sein. Diese in England beobachtete Beziehung eines
negativen Zusammenhanges zwischen Lohnzuwachs
und Arbeitslosenquote verleitete wegen der starken
Abhängigkeit der Preise von den Löhnen damals all-
gemein zu dem Fehlschluss, dass zur Erreichung und
Wahrung der Vollbeschäftigung Preissteigerungen ge-
nerell unvermeidbar seien. Die Bedeutung eines rela-
tiv stabilen Preis- und Kostenniveaus für die Funkti-
onsfähigkeit einer Marktwirtschaft wurde weit
unterschätzt. Dementsprechend erklärte 1972 der da-
malige Wirtschafts- und Finanzminister Helmut
Schmidt: „Mir scheint, dass das deutsche Volk - zu-
gespitzt - 5% Preisanstieg eher vertragen kann als
5% Arbeitslosigkeit."13

Zukunftsträchtigen Strukturwandel sicherstellen

Viertens darf Nachfragepolitik nicht übersehen: Ei-
ne globale Konjunktursteuerung kann nur dazu beitra-
gen, erstens das Wirtschafts- und Beschäftigungs-
wachstum kurz- bis mittelfristig zu verstetigen und
dadurch zweitens - was häufig nicht beachtet wird -

13 Interview in der Süddeutschen Zeitung vom 27.7.1972.
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im Durchschnitt ein höheres Wachstum zu ermögli-
chen. Die längerfristig ausschlaggebende Größe je-
doch ist ein zukunftsträchtiger Strukturwandel. Hierfür
ist es unverzichtbar, die Anpassungsfähigkeit und da-
mit den Wachstumsprozess der Wirtschaft durch die
Beseitigung von Marktinflexibilitäten und die Besse-
rung der sonstigen Angebotsbedingungen zu fördern,
also durch die sogenannte Angebotspolitik. Je fle-
xibler die Märkte reagieren können, um so leichter hat
es wiederum die globale konjunkturelle Nachfra-
gesteuerung und um so weniger bedarf es ihrer. Um-
gekehrt benötigt eine Angebotspolitik ohne unterstüt-
zende Nachfragepolitik einen sehr langen Atem zum
Erfolg. Beide Strategien ergänzen sich und sind ange-
sichts der Unvollkommenheit der Märkte sowie fort-
währender Angebots- und Nachfrageschocks glei-
chermaßen notwendig.

Der Erfolg der Konjunkturpolitik unter Schiller und
Strauß hatte aber damals zu dem Irrglauben verführt,
der Wirtschaftsprozess sei mit einer globalen Nach-
fragepolitik bereits so perfekt steuerbar, dass man so-
gar Vollbeschäftigungsgarantien geben könne. Die
Bedeutung besserer Angebotsbedingungen und des
Strukturwandels trat dabei völlig in den Hintergrund.
Andererseits ist es aber genauso einseitig, die langan-
haltende Wachstums- und Investitionsschwäche etwa
überwiegend nur auf mangelnden Strukturwandel und
insbesondere eine unzureichende Erschließung neuer
Märkte zurückzuführen sowie eine Nachfragestimulie-
rung nur im Falle einer Rezession, also sinkender Pro-
duktion, für notwendig zu halten. Haben wir es in der
Realität nicht immer mit einem Ursachen-Mix zu tun?

Zwar werden lange Wachstumswellen vor allem
von neuen Produkten und Märkten ausgelöst und ge-
tragen. Wie die Geschichte lehrt, basiert ein Investiti-
onsaufschwung jedoch immer nur zum Teil auf der
Einführung neuer Produkte. Der Strukturwandel hat
immer Zeit gebraucht. Nur eine Spitzengruppe von
Unternehmern und Managern gehört zu den wagemu-
tigen, risikobereiten Schumpeterschen Unterneh-
mern, die auf künftige Märkte setzen. Ein großer Teil
der Unternehmen ändert sein Angebot dagegen nur
langsam und nimmt arbeitsplatzschaffende Erweite-
rungsinvestitionen erst vor, wenn eine Vollauslastung
der bestehenden Kapazitäten und eine auch weiterhin
zunehmende Nachfrage abzusehen ist.

Bemerkenswerterweise haben sich daher bei der
eingehenden Analyse der Bestimmungsgründe der
privaten Investitionen, die an der Universität Hamburg
im Rahmen eines ökonometrischen Modells für das
IAB erfolgte, ebenfalls nicht nur ein Faktor, sondern
drei Faktoren als entscheidend herausgestellt:

D die Profitabilität der Investitionen entsprechend der
neoklassischen angebotsorientierten Theorie; mit et-
wa gleichem Gewicht aber auch
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D der von den keynesianischen Nachfrageökonomen
beachtete Auslastungsgrad und außerdem noch

D die mittelfristigen Wachstumserwartungen.

Diese Kombination erklärt auch die Beobachtung,
dass steigende Gewinne und die steuerliche Entlas-
tung der Unternehmen für sich allein noch keine um-
fangreichen Erweiterungsinvestitionen auslösen14.

Immerhin war der Auslastungsgrad des westdeut-
schen Produktionspotentials in den 90er Jahren auf
den niedrigsten Stand seit 1960 gesunken15. Und im-
merhin kam 1997 eine Ifo-Studie zu dem Ergebnis:
„Nach unserer Schätzung sind 40% der gegenwärti-
gen Arbeitslosigkeit konjunkturell bedingt und könn-
ten mit einer Nachfragepolitik bekämpft werden."16 Es
dürfte auf der Hand liegen, dass einem Ursachen-Mix
auch nur mit einem Politik-Mix aus Angebots- und
Nachfragepolitik erfolgreich begegnet werden kann.
„Auf diese Weise wird die Wirtschaftspolitik insgesamt
effizienter, weil die verschiedenen Ursachen der Ar-
beitslosigkeit, also die konjunkturelle und die struktu-
relle Arbeitslosigkeit, gleichzeitig bekämpft werden."17

Antizyklische Haushaltspolitik beachten

Fünftens gehört zu einer versteigenden antizykli-
schen Nachfragepolitik naturgemäß in Zeiten der
Hochkonjunktur eine restriktive Finanzpolitik, die früh-
zeitig einer Überhitzung entgegen wirkt und die No-
tenbank nicht zu einem starken Tritt auf die Zinsbrem-
se mit nachfolgender Stabilisierungskrise zwingt.
Statt - wie Anfang der 70er Jahre - bei sprudelnden
Steuereinnahmen die Konjunktur mit sozialen Wohlta-
ten noch zusätzlich anzuheizen, müssen insbesonde-
re dann die Chancen für ausgabenmindernde Refor-
men und den Schuldenabbau genutzt werden. Zur
Durchsetzung einer solch antizyklischen Haushalts-
entwicklung erscheint es allerdings überlegenswert,
wie in den USA gesetzliche Schranken gegen aus-
ufernde Staatsausgaben einzubauen statt unabhän-
gig von der Konjunktur einen ausgeglichenen Haus-
halt anzustreben oder gar vorzuschreiben18.

Versagen der Politik

Es kann nicht überraschen, dass es nicht gelang,
mit einer so einseitigen, halbherzigen, inkonsequen-
ten, kurzatmigen und unabgestimmten globalen
Nachfragepolitik die Konjunkturüberhitzung^ Anfang
der 70er Jahre, die hohen Inflationsraten und die bei-
den Beschäftigungseinbrüche zu verhindern. Letztlich
hat man sich in dieser Periode der Möglichkeiten zur
Konjunktursteuerung wohl vor allem dadurch selbst
beraubt, dass man die Gewerkschaften nicht zu einer
maßvollen Lohnpolitik bewegen konnte19. „Die Erfah-
rungen in Deutschland können ... kein Erfolgsausweis
für angebotsorientierte Wirtschaftspolitik sein, aber

auch kein Beleg für ihr Versagen. Wohl aber für ein
Versagen der Politik ...", schreibt der Sachverständi-
genrat zur Angebotspolitik während der liberal-kon-
servativen Ära20. Gleiches gilt, wie gezeigt, auch für
die Nachfragepolitik der sozial-liberalen Koalition. We-
der die beiden Politikansätze noch die dahinterste-
henden Theorien können daher - je nach Gusto - für
die Misserfolge bei der Bekämpfung der Arbeitslosig-
keit verantwortlich gemacht werden. Es geht um ihre
Umsetzung, die Praxis. Die übliche Negativbeurtei-
lung der Nachfragepolitik dieser Jahre und der zu-
grunde liegenden Keynesschen Theorie orientiert sich
dagegen recht oberflächlich am Endergebnis dieser
Politik bei Arbeitslosigkeit und Staatsschulden, ohne
die Ursachen genauer zu untersuchen.

Ähnliche Zusammenhänge gelten für den Zusam-
menbruch des Wiedervereinigungsbooms. Das über-
wiegend kreditfinanzierte Transferprogramm für Ost-
deutschland war gleichzeitig ein riesiges zusätzliches
Konjunkturprogramm für Westdeutschland. Es be-
scherte diesem nicht mehr für möglich gehaltene
Wachstumsraten von real 5% bis 6%. Die Beschäfti-
gung wuchs von 1990 bis 1992, also binnen dreier
Jahre (bereits nach alter Datenlage) um fast 2 Mill.
Personen. Die Zahl der Arbeitslosen sank bis 1991 auf
unter 1,7 Mill. Da dies alles lohnpolitisch jedoch nicht
abgesichert war, kam es zu Lohnzuwächsen, die 1991
und insbesondere 1992, also ausgerechnet in der
Spätphase des Booms, die Produktivitätsraten weit
überstiegen. Daraufhin war eine restriktive Geldpolitik
und damit erneut eine Stabilisierungskrise kaum mehr
zu vermeiden, auch wenn bei der Konjunkturab-

14Zum Modell vgl. Oliver D i e k m a n n , Uwe W e s t p h a l : SYSIFO,
ein ökonometrisches Modell der deutschen Volkswirtschaft, Modell-
beschreibung. Version 3.0, Stand September 1995. Zu den damit
durchgeführten Simulationen vgl. Wolfgang K l a u d e r , Peter
Schnu r , Gerd Z i k a : Wege zu mehr Beschäftigung, IAB Werk-
stattbericht Nr. 5/1996.
15 Vgl. Sachverständigenrat: Jahresgutachten 1998/99, Anhang Iva.
16 Hans Joachim S c h a l k , Jörg L ü s c h o w , Gerhard U n t i e d t :
Wachstum und Arbeitslosigkeit - Gibt es noch einen Zusammen-
hang?, in: Ifo-Schnelldienst 17-18/1997, S. 13.
17Willi L e i b f r i t z , Alexander J u c h e m s : Makropolitik und Kon-
junktur: Ein Vergleich zwischen Deutschland und den USA, in: Ifo-
Schnelldienst 16-17/1999, S. 35. •
18 So wurde in den USA das 1985 in Kraft getretene „Gramm-Rud-
man-Hollings"-Gesetz, das einen Ausgleich des nicht-investiven
Staatshaushaltes binnen sechs Jahren festschrieb und offensichtlich
ähnliche europäische Überlegungen beeinflusste, bereits 1990 durch
das „Omnibus-Budget-Reconciliation"-Gesetz abgelöst, das nur
noch Obergrenzen für die nicht gesetzlich festgelegten Ausgaben
vorsieht, damit der Haushalt mit der Konjunktur atmen kann"; vgl. Gus-
tav A. H ö r n , Wolfgang S c h e r e m e t (Bearb.), a.a.O., S. 228 f.
19 So auch Oberhauser: „In den Fällen, in denen in der Vergangenheit
eine expansive Nachfragepolitik gescheitert ist, waren fast immer die
zu starken Lohnsteigerungen die Ursache." Alois O b e r h a u s e r :
Geknebelte Beschäftigungspolitik - eine Folge der Maastricht-Kriteri-
en, in: Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
2/1996, S. 232.
20 Sachverständigenrat: Jahresgutachten 1997/98, Ziffer 305.
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Staatshaushalt, Wirtschaftswachstum und
Beschäftigung 1990 bis 2000
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* In Deutschland im Jahre 2000 ohne UMTS-Erlöse laut DIW-Wo-
chenbericht Nr. 26/2001, in den USA einschließlich öffentliche Unter-
nehmen.

Que l l e : OECD: Economic Outlook, Nr. 69, 1/2001, Juni 2001.

Schwächung noch andere Gründe mitspielten. Außer-
dem begann die Bundesregierung 1993 - wie schon
einmal 1982 - bereits mitten in einer Rezession mit ei-
ner nachfragedämpfenden Politik der Haushaltskon-
solidierung.

Im Falle Japans schließlich sollte zweierlei nicht
übersehen werden. Erstens haben sich in Japan enor-
me strukturelle Probleme aufgestaut, die allein mit ei-
ner einseitigen Nachfragepolitik nicht gelöst werden
können. Zweitens würgte die japanische Regierung im
Frühjahr 1997 aufgrund der aufgelaufenen Schulden -
ähnlich wie die Bundesrepublik 1975/76 - den gerade
einsetzenden Konjunkturaufschwung durch unzeit-
gemäße^ Steuer- und Abgabenerhöhungen im Ge-
samtwert von über 100 Mrd. DM und Zurückhaltung
bei den öffentlichen Investitionen selbst wieder ab.

Erfolgsbeispiele anderer Länder

Erstaunlich ist, dass die Kritiker einer globalen
Nachfragesteuerung oft nur die negativen Erfahrun-
gen anderer Länder wahrnehmen. So wird bis heute
kaum gesehen, dass es Österreich bereits in den 70er
Jahren schaffte, mit seiner damaligen Variante des
„Austro-Keynesianismus", die auch die Gewerkschaf-
ten in die gesamtwirtschaftliche Verantwortung ein-
band, einen größeren Anstieg der Arbeitslosigkeit zu
vermeiden und ein deutlich höheres Wirtschafts-
wachstum zu erzielen als die Bundesrepublik21. Aller-
dings ließ auch dort eine einseitige Nachfragepolitik
etliche Strukturprobleme ungelöst.

Länder wie die USA, Großbritannien, Dänemark
und die Niederlande werden zwar oft als Vorbilder für
eine erfolgreiche Wirtschafts-, Arbeitsmarkt- und
Haushaltsentwicklung genannt. Seltsamerweise wird
zwar der jeweilige - durchaus unterschiedliche - An-
teil der Marktflexibilisierung, der Lohn- und Arbeits-
zeitentwicklung und der Geldpolitik an den Erfolgen
gesehen, auch der Beitrag der Arbeitsmarktpolitik in
Dänemark und den Niederlanden. Jedoch wird der
Anteil der Finanzpolitik an den Erfolgen selten voll be-
achtet, sondern zumeist nur die erfolgreiche Konsoli-
dierung der Staatshaushalte erwähnt.

So haben zur Überwindung der Rezession von An-
fang der 90er Jahre die USA ihr Staatsdefizit auf 5,9%
(1992) und Großbritannien sogar auf 8,0% (1993) des
Bruttoinlandsproduktes anwachsen lassen und erst
im v Zuge des initiierten kräftigen Wirtschaftsauf-
schwunges wieder abgebaut (vgl. Abbildung). Däne-
mark legte 1993 zusätzlich zu seiner Steuerreform von
1994 sogar ein klassisches Konjunkturprogramm für
öffentliche und private Bauinvestitionen und für Ar-
beitsmarktpolitik auf, das ca. 0,7% des Bruttoinlands-
produktes entsprach. Es dürfte 1994 die Nachfrage
insgesamt um 1,5% gesteigert haben. Mit dem Defizit-
abbau wurde - wie auch in den Niederlanden - erst
1996 begonnen, nachdem der Aufschwung ebenfalls
den Arbeitsmarkt voll erfasst hatte. Alle diese Länder
konnten ihre Staatsdefizite bis spätestens Ende der
90er Jahre in Überschüsse verwandeln, Dänemark ab
1997, USA und Großbritannien ab 1998 und die Nie-
derlande ab 1999.

Wie Berechnungen des DIW zeigen, hat sich in den
USA seit 1970 der Nachfrageimpuls des Staates so-
gar fast ständig antizyklisch zur Auslastung des
Produktionspotentials entwickelt, während in der
Bundesrepublik der Zusammenhang zumeist prozyk-

21 Zum „Austro-Keynesianismus" vgl. Michael Wagner : Nachfrage-
orientierte Beschäftigungssicherung - Die österreichische Variante
des Keynesianismus 1974/84, in: Friedrich Bu t t l e r , Jürgen K ü h l ,
Bernd Rah mann (Hrsg.): Staat und Beschäftigung - Angebots-
und Nachfragepolitik in Theorie und Praxis, Beiträge zur Arbeits-
markt- und Berufsforschung 88, Nürnberg 1985.
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lisch war22. Auch auf die derzeitige Konjunkturab-
schwächung hat - außer der US-Notenbank - ebenfalls
die amerikanische Fiskalpolitik unverzüglich mit einem
drastischen Steuersenkungsprogramm reagiert23.

Hausväterliche deutsche Finanzpolitik

Keines dieser Länder begann - wie Deutschland
nach 1982 nochmals 1993 - bereits mitten in der Re-
zession mit einer Sparpolitik. Damit hatte Deutschland
die 1991 und 1992 vor allem aufgrund des Transfer-
programms auf rund 3% gestiegene Defizitquote wie-
der rasch senken und - wie schon 1982 - das Ver-
trauen in die Handlungsfähigkeit des Staates wieder
stabilisieren wollen24. Daraufhin nahm der von den
Haushalten der Gebietskörperschaften ausgehende
„konjunkturelle Impuls" in den Jahren 1992 bis 1995
um rund 80 Mrd. DM ab25. Diese - einzelwirtschaftli-
chem Denken entsprechende - Politik musste jedoch
die Rezession vertiefen und verlängern, den Auf-
schwung Ost weitgehend zum Erliegen bringen und
dadurch auch den intendierten Abbau des Staatsdefi-
zits verzögern.

Simulationsrechnungen des Rheinisch-Westfäli-
schen Instituts für Wirtschaftsforschung (RWI) zufolge
hat der Konsolidierungskurs der Jahre 1993 bis 1997
das reale Bruttoinlandsprodukt 1997 um ca. 1V4% und
die Beschäftigung um etwa 450000 Personen niedri-
ger ausfallen lassen als ohne die Sparmaßnahmen26.
Das Haushaltsdefizit sank zwar nach den RWI-Simu-
lationen durch die Konsolidierungsmaßnahmen im
Durchschnitt der fünf Jahre um 40 Mrd. DM. Aufgrund
der direkten und indirekten kontraktiven Nachfrageef-
fekte und der daraus resultierenden staatlichen Min-
dereinnahmen und Mehrausgaben erreichte die
tatsächliche Entlastung aber nur rund 70% der ange-
strebten Haushaltsentlastung. Kein Wunder, dass der
Sparkurs in den Budgets des Staatssektors gegen-
über den Planungen immer neue Löcher aufriss. Eine
merkliche Verringerung des Defizits gelang erst 1998
auf lediglich 2% und 2000 auf 1,0% (ohne UMTS-Er-

22Vgl. Gustav A. H ö r n , Wolfgang S c h e r e m e t , a.a.O., S. 232.
Ähnlich das Ifo-Institut: „In den USA war auch die Finanzpolitik ten-
denziell stärker konjunkturverstetigend ausgerichtet als in Deutsch-
land, wo ein eher prozyklisches Verhalten festzustellen ist." (Willi
L e i b f r i t z , Alexander J u c h e m s, a.a.O. S. 34.)
23 Um wenigstens einen schnelleren Stimmungswandel zu erreichen,
erhalten die Bürger sogar sofortige Vorauszahlungen per Scheck.
Nach den jüngsten Terroranschlägen hat der Präsident außerdem
weitere Steuersenkungen sowie Ausgabenerhöhungen zur Konjunk-
turankurbelung angekündigt. Zur sofortigen Krisenhilfe hat der Kon-
gress soeben bereits 40 Mrd. Dollar bewilligt.
24 Diese Politik wird vom Sachverständigenrat ausführlich verteidigt.
Vgl. Sachverständigenrat: Jahresgutachten 1994/95, Ziff. 187.
25 Sachverständigenrat: Jahresgutachten 1998/99, S. 293.
26 Vgl. RWI-Konjunkturberichte 1996-2, S. 160 f.

löse). Die Arbeitslosenzahlen stiegen dagegen bis
1997 noch weiter und lagen auch 2000 mit 3,9 Mill.
noch um 400000 über dem Rezessionsniveau von
1993.

Die rot-grüne Finanzpolitik schien zwar im letzten
Jahr mit der Kombination von Steuerreform und mit-
telfristigem Konsolidierungskurs auf einen Pfad einzu-
schwenken, der sowohl den Wachstums- als auch
den konjunkturpolitischen Erfordernissen besser ge-
recht werden könnte. Nun verhindern jedoch offen-
sichtlich wieder einzelwirtschaftliche Sichtweisen und
politische Kalküle sowie die politisch gesetzten, wirt-
schaftstheoretisch nicht ableitbaren Vorgaben der Eu-
ropäischen Wirtschafts- und Währungsunion (EWWU)
die Einsicht in volkswirtschaftliche Zusammenhänge:
Für den nötigen Abbau des Staatsdefizits kommt es
auf den gesamtwirtschaftlich richtigen Zeitpunkt an.
Es ist volkswirtschaftlich geradezu widersinnig, den
Defizitabbau ohne Rücksicht auf die Konjunkturlage
jährlich festzuschreiben. Ein Staat kann wegen seines
großen gesamtwirtschaftlichen Gewichtes aus einem
Defizit mit offensiven Maßnahmen sogar schneller und
leichter herauswachsen, als wenn er sich mit defensi-
ven Maßnahmen herauszusparen versucht.

So wurde mit der hausväterlichen Verwendung des
gesamten UMTS-Erlöses zur sofortigen Schuldentil-
gung die große Chance vertan, ohne Aufgabe des mit-
telfristigen Konsolidierungszieles und ohne Verletzung
der EWWU-Kriterien für einen befristeten Zeitraum
zunächst eine noch mutigere Steuerreform vorzufi-
nanzieren, um einen nachhaltigen kräftigeren Auf-
schwung zu initiieren. Auch hätte man vor allem in
Ostdeutschland umfangreichere Infrastrukturinvesti-
tionen als jetzt möglich anstoßen können, um insbe-
sondere dort für den dringend benötigten Auf-
schwung zu sorgen. Ohne die raschere Beseitigung
seiner Infrastrukturrückstände mangelt es Ost-
deutschland außerdem an einer grundlegenden Vor-
aussetzung für die Ansiedlung von Unternehmen und
die Schaffung neuer Arbeitsplätze. Die zuweilen emp-
fohlene Abwanderung kann ja wohl höchstens in Ein-
zelfällen eine Lösung für die Beschäftigungsprobleme
sein, das Ausbluten ganzer Regionen keine Alternative.

Mit dem strikten Nein zu einer zeitweiligen Defizi-
terhöhung zugunsten vermehrter öffentlicher Investi-
tionen und einer rascheren und größeren Steuersen-
kung wird vermutlich erneut die Chance zu einer
durchgreifenden Wende in der Wirtschafts- und Ar-
beitsmarktentwicklung verschenkt. Eigentlich müsste
doch schon unsere Geschichte gelehrt haben, dass
es ökonomisch und politisch kurzsichtig ist, der so-
fortigen Rückzahlung von Schulden Vorrang einzuräu-
men, wenn - wie insbesondere in Ostdeutschland -
hohe Arbeitslosigkeit herrscht und wenn Perspektivlo-
sigkeit und Radikalisierung um sich greifen. Ange-
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sichts enormer Infrastrukturdefizite ist auch das Argu-
ment höchst fragwürdig, die ostdeutsche Bauwirt-
schaft sei im Vergleich zur westdeutschen generell
überbesetzt. Maßstab kann jeweils doch nur der Be-
darf sein. Übersehen wird auch, wie oft die westdeut-
sche Bauwirtschaft „Konjunkturlokomotive" war. Fer-
ner fragt es sich, ob nicht Arbeitslosigkeit sowie Bil-
dungs-, Umwelt- und Verkehrsdefizite die Chancen
der nachrückenden Generation noch mehr beein-
trächtigen als ein höherer Schuldendienst, der - wie
gesagt - keineswegs zwangsläufig zu sein braucht.

Mangel an geeigneten Arbeitskräften?

Auch außerhalb der Bauwirtschaft dürfte eine ex-
pansive Finanzpolitik selbst in Westdeutschland nicht
so bald auf Kapazitätsgrenzen stoßen. In fast allen
Branchen ist der Auslastungsgrad nach dem vorüber-
gehenden Anstieg des Vorjahres wieder deutlich ge-
sunken, werden Investitionen zurückgestellt. Solange
Unterbeschäftigung und Unterauslastung herrschen,
sind von einem zeitweilig größeren staatlichen „defi-
cit-spending" auf den Geld- und Kapitalmärkten auch
keine nennenswerten Verdrängungseffekte zu Lasten
privater Investoren zu befürchten27.

Die häufigen Presse-Meldungen über Mangel an
geeigneten Arbeitskräften sind ebenfalls kein Gegen-
beweis. Sie dürfen nicht verallgemeinert werden28.
Zwar hätten die^ Betriebe im Aufschwungjahr 2000
bei entsprechendem Personalangebot gerne bis zu
400 000 Personen mehr einstellen wollen statt ver-
mehrt auf Überstunden auszuweichen. Doch be-
schränkten sich die Mangellagen im wesentlichen auf
hochqualifizierte Technikberufe und einige einfache
Dienstleistungen. Auch standen den 3,9 Mill. Arbeits-
losen nur knapp 1,1 Mill. sofort zu besetzende offene
Stellen gegenüber. Gleichzeitig klagten 10% der
westdeutschen und 2 1 % der ostdeutschen Betriebe
über zu wenig Aufträge.

Zwar ist einzuräumen, dass zu einem bestimmten
Stichtag zahlreiche Arbeitslose nicht mehr ohne wei-

27 Im Übrigen gibt es bei dynamischer gesamtwirtschaftlicher Be-
trachtung keinen vorgegebenen, festen Kredit- oder Spartopf. An-
dernfalls könnte eine Rezession beispielsweise auch nicht durch kre-
ditfinanzierte zusätzliche private Investitionen überwunden werden.
Hierauf hat schon Keynes 1929 hingewiesen. Vgl. Jürgen K r o m -
p h a r d t : Die Relevanz von Keynes' Theorie für die Erklärung und
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, in: Jörg B i b o w, Laszlo G o e r k e
(Hrsg.): Maynard Keynes- Ein moderner Klassiker?, München 1996,
S. 413. Vgl. u.a. auch Alois O b e r h a u s e r : Die Bedeutung der
Kreislauftheorie der Verteilung für Wirtschaftstheorie und Wirtschafts-
politik, in: Jahrbuch für Nationalökonomie und Statistik, Band 215/2,
Stuttgart 1996, S. 129-142; Manfred Teschne r : Hält die Crow-
ding-out-These kreislauftheoretischer Kritik stand?, in: DlW-Viertel-
jahreshefte 2/1980, S. 121 -125.

28 Vgl. Emil Magvas,-Eugen S p i t z n a g e l : Arbeitskräftemangel-
Bereits Hemmnis für Wachstum und Beschäftigungsentwicklung?,
lABKürzbericht Nr. 13/20.7.01.

teres zu vermitteln sind. Wie die 50er und 60er Jahre
in der alten Bundesrepublik sowie die aktuellen Erfah-
rungen in etlichen Arbeitsamtsbezirken,und in ande-
ren Ländern zeigen, pflegt sich jedoch bei genügend
hoher Arbeitskräftenachfrage selbst eine zuvor als
strukturell klassifizierte Arbeitslosigkeit überraschend
schnell zurückzubilden: durch weniger Entlassungen
und Neuzugänge in die Problemgruppen, durch mehr
Umschulung und Weiterbildung oder durch Ketten-
mobilität, indem Beschäftigte aufsteigen und so Platz
machen für geringer qualifizierte Arbeitslose. Außer-
dem könnte die Politik zumindest im Falle partieller
Mangellagen die - per Saldo wohlstandsmindernde -
Abschottung des deutschen Arbeitsmarktes lockern.

Angesichts steigender Qualifikationsanforderun-
gen, des Sockels an nicht oder nicht mehr ausrei-
chend qualifizierbaren Erwerbspersonen sowie der
wachsenden Schattenwirtschaft wird allerdings die
Schaffung eines" sozialverträglichen legalen Nied-
riglohnsektors unerlässlich, der umfassender und un-
bürokratischer ist als die derzeitige 630-DM-Regelung
und der z.B. auch für private Haushalte eine Alternati-
ve zur Schwarzarbeit von Haushaltshilfen und Hand-
werkern darstellt. Die derzeit laufenden Modellprojek-
te zur Subventionierung von Arbeitgebern (Lohnkos-
tenzuschüsse) oder von Arbeitnehmern (Kombilohn)
bieten jedoch nur partielle und deshalb unzureichen-
de wie teure Lösungen. Zumindest müssten auch die
Sozial- und Arbeitslosenhilfe reformiert werden. Effek-
tiver und billiger dürfte sein, das heutige unabge-
stimmte Flickwerk des bürokratieträchtigen Neben-
einanders der verschiedensten steuerfinanzierten So-
zialleistungen insgesamt durch ein konsistentes
sogenanntes Negativsteuersystem zu ersetzen, das
zugleich ein existenzsicherndes Haushaltseinkommen
sichert und genügend Arbeitsanreize schafft.

Das Argument der offenen Märkte

Auch das Argument, nationale Konjunktursteue-
rung sei bei offenen Märkten nicht mehr möglich,
kann nicht überzeugen. Sicherlich hängt das deut-
sche Wirtschaftswachstum bei einer Exportquote von
einem Drittel erheblich von der Wirtschaftsentwick-
lung in den anderen Ländern ab. Auch ist die Import-
quote auf ein Drittel gestiegen, was nationale Nach-
frageimpulse in ihrer unmittelbaren Wirkung auf das
Inland deutlich mehr abschwächt als früher. Bei einer
Staatsquote von rund 50% und einer Abgabenquote
von rund 40% übt der Staat in Deutschland jedoch
mit der Variation seiner Einnahmen und Ausgaben
nach wie vor einen gewaltigen Einfluss auf die Wirt-
schaftsentwicklung aus. Hat nicht auch die Regierung
ihrer Steuersenkung selbst einen expansiven Effekt
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zugeschrieben? Wieso wird von einer steigenden Ex-
portnachfrage ein Wachstumsimpuls und eine gerin-
gere Arbeitslosenzahl erwartet, nicht aber von einer
Ausweitung der öffentlichen Investitionen oder einem
Vorziehen der Steuerreform? Hat sich auf die
schrumpfende Bauwirtschaft etwa nicht ausgewirkt,
dass der Staat seine Bauinvestitionen zwischen 1992
und 1998 kontinuierlich zurückgefahren hat, real ins-
gesamt immerhin um 28%? Haben nicht in den 90er
Jahren auch kleinere Länder ihre Finanzpolitik zur
Konjunktursteuerung erfolgreich miteingesetzt - trotz
ihrer deutlich höheren außenwirtschaftlichen Verflech-
tung?

Außerdem entfällt über die Hälfte des deutschen
Außenhandels auf die EU-Länder. Diese bilden insge-
samt einen relativ geschlossenen Binnenmarkt. Dar-
aus folgt zweierlei: Zum einen können über Importe
abgeflossene Nachfrageimpulse bald wieder auch re-
al über höhere deutsche Exporte zurückfließen. Zum
anderen ist in der EU insgesamt wegen ihrer geringen
Im- und Exportquoten von unter 20% der Multiplika-
toreffekt deutlich größer als in einem ihrer Mitglieds-
länder. Hilfreich wäre daher eine EU-weite Grobab-
stimmung der nationalen Finanzpolitik, zumal bei der
derzeit äußerst labilen Weltwirtschaftslage. Bei gleich-
gerichtetem Handeln ließen sich konjunkturpolitische
Wirkungen mit weniger nationalem Mitteleinsatz errei-
chen als im nationalen Alleingang. Gestützt wird diese
Einschätzung durch die EWWU-weite Wachstums-
dämpfung, als Mitte der 90er Jahre zur Erfüllung der
Maastricht-Kriterien in den EWWU-Ländern fast
gleichzeitig eine restriktive Finanzpolitik gefahren wur-
de. Detailpolitik kann dagegen besser vor Ort betrie-
ben werden. Lohn-, Arbeitszeit- und Sozialpolitik
müssen sich nach den jeweiligen nationalen Produkti-
vitäten richten. Alles andere hätte verhängnisvolle Fol-
gen für den Arbeitsmarkt.

Elemente eines erfolgreichen Politik-Mix

Ernster sind dagegen die Reaktionen der Geld- und
Kapitalmärkte zu nehmen. Immerhin haben in der
Bundesrepublik seit 20 Jahren Politik und Medien, un-
terstützt von führenden Wirtschaftswissenschaftlern,
parteiübergreifend die nachfragepolitische Konjunk-
tursteuerung als schuldentreibendes Strohfeuer ver-
dammt. Zwar werden das ausländische Kapitalanle-
ger aufgrund ihrer Erfahrungen vermutlich etwas
anders sehen. Auch könnte die derzeitige Krisensitua-
tion ein Umdenken fördern. Das nötige Vertrauen wä-
re aber wohl ganz nur zu gewinnen, wenn auch für
Deutschland ein überzeugender situationsgerechter
Politik-Mix gefunden wird.

Wie die Wachstums- und beschäftigungspoliti-
schen Erfolgsländer zeigen29, müsste ein derartiger
Politik-Mix pragmatisch folgende drei Elemente
berücksichtigen:

D Erstens eine möglichst weitgehende Flexibilisie-
rung der Güter-, Dienstleistungs- und Arbeitsmärkte,
die - sozialverträglich - den Strukturwandel erleich-
tert, die private Entfaltung fördert und unbürokratisch
auch Raum für legale einfache Arbeit schafft.

D Zweitens eine moderate und am Markt orientierte
differenzierte Lphnentwicklung, die den Kosten- und
Rationalisierungsdruck und somit das Tempo des
Produktivitätsfortschritts nicht anheizt, sondern eher
dämpft - auch für einfache Arbeiten. Sie darf außer-
dem nicht versuchen, Sozial- und Verteilungsprobleme
über die Bruttolöhne zu lösen, sondern muss diese
Aufgabe systemgerecht der Vermögensbeteiligungs-
sowie der Steuer-, Bildungs-, Sozial- und Arbeits-
marktpolitik überlassen.

D Drittens eine Finanzpolitik, die Wachstum und
Strukturwandel fördert, die privaten Freiräume erwei-
tert und die zugleich die private Nachfrage antizyk-
lisch stützt. Staatsdefizite sollten dabei erst abgebaut
werden, wenn ein selbsttragender kräftiger Wirt-
schaftsaufschwung auch den Arbeitsmarkt voll erfasst
hat. Einem Abschwung wäre frühzeitig und mit Clau-
sewitzschem Mut entgegenzusteuern. Die derzeitigen
Vorschläge zum zeitlichen Vorziehen von Steuerre-
formschritten und Infrastrukturinvestitionen dürften
diesem dritten Erfolgskriterium entsprechen; bei pes-
simistischer Krisenstimmung vorrangig sogar ein
größeres Investitionsprogramm.

Mit einem solchen Maßnahmenbündel, das mutig
und offensiv der marktwirtschaftlichen Dynamik ver-
traut und zugleich die gesamtwirtschaftlichen Auswir-
kungen und Kreislaufzusammenhänge berücksichtigt,
ließen sich sowohl die derzeitigen Rezessionsgefah-
ren wirksam bekämpfen als auch in Deutschland die
Weichen zu einem höheren Wachstumspfad und
schließlich einem neuen Wirtschafts- und Beschäfti-
gungswunder stellen; und damit könnte endlich die
vorwiegend hausgemachte Arbeitslosigkeit und
Wachstumsschwäche der letzten 25 Jahre überwun-
den werden. Der unsägliche dogmatische Streit über
Angebots- oder Nachfragepolitik sollte zum Nutzen
aller ganz begraben werden.

29 Das IAB hat in den letzten Jahren Untersuchungen zu Dänemark,
Frankreich, Großbritannien, Niederlande und USA im Vergleich zu
Deutschland veröffentlicht. Ein Resümee ziehen Ulrich W a l w e i ,
Heinz Werner , Ingeborg K ö n i g : Was und wie man von anderen
Ländern lernen kann, lABWerkstattbericht Nr. 2/31.1.2001. Vgl. ferner
das auch Japan, Österreich und die Schweiz umfassende Länderka-
pitel in Wolfgang K lauder , a.a.O., S. 83-131.
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